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»Being Military Governor was a pretty heady job. It 
was the nearest thing to a Roman proconsulship the 
modern world afforded.You could turn to your secre- 
tary and say, >Take a law<.The law was there, and you 
could see its effect in two or three weeks. It was a chal- 
lenging job to an ambitious man. Benevolent despot­
ism.« John J. McCloy









Vorwort

Die »wohlwollende Despotie« wurde im Sommersemester 1995 von der 
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fasser möchte hiermit die Gelegenheit ergreifen, sich bei all diesen Per­
sonen aufs herzlichste zu bedanken. Den nicht persönlich genannten 
Helfern möchte ich versichern, daß Ihr Beitrag nicht vergessen, sondern 
mir immer in »wohlwollender« Erinnerung bleiben wird.
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Professor Dr. Dr. h.c. Knut Wolfgang Nörr, der mein Interesse am ameri­
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genährt hatte. Seiner Anregung und Vorstellungskraft verdanke ich das 
bearbeitete Thema, seinem Engagement und seiner Unterstützung des­
sen erfolgreiche Durchführung sowie die Möglichkeit zu eigenständiger 
Forschungsarbeit. Weiter danke ich meinem Zweitgutachter, Herrn Pro­
fessor Dr. Dr. h.c.Thomas Oppermann, sowie der Thyssen-Stiftung, ohne 
deren großzügige finanzielle Hilfe meine Forschungsstudien in zahl­
reichen amerikanischen Archiven und Bibliotheken im Frühjahr und 
Sommer 1993 kaum möglich gewesen wären, ferner der VG Wort für die 
Deckung eines Großteils des Druckkostenzuschusses und der Reinhold- 
und-Maria-Teufel-Stiftung, die die Arbeit mit dem Förderpreis 1995 
auszeichnete.

Nicht vergessen möchte ich auch die vielen Personen, die mir bei der 
Sammlung der Archivmaterialien geholfen haben oder in sonstiger Wei­
se ihren Anteil zum Gelingen der Arbeit beitrugen. Stellvertretend für 
die stets freundlichen Angestellten in den von mir besuchten in- und 
ausländischen Archiven sei hier insbesondere Robert Wolfe aus den Na­
tional Archives, Washington DC., erwähnt, der mir in mehreren Ge­
sprächen wichtige Anregungen zum vorliegenden Thema vermitteln 
konnte. Herr Johannes Kleinschmidt ließ mich uneigennützig auf einen 
Teil seiner in den Vereinigten Staaten gesammelten Originaldokumente 



zurückgreifen. Frau Petra Behr danke ich herzlich dafür, daß sie mir 
nicht nur bei der Durchsicht des Manuskripts, sondern auf dem gesam­
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Tübingen, im Frühjahr 1996 Dieter Waibel
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Einleitung

Das Frühjahr 1945 brachte neben dem Ende der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft auch die größte staatspolitische Katastrophe der deut­
schen Geschichte. Mit dem völligen Zusammenbruch des Deutschen 
Reiches hatte die deutsche Hoheitsgewalt aufgehört zu existieren, und 
an ein geregeltes staatliches Leben in Deutschland war vorerst überhaupt 
nicht mehr zu denken. Der bedingungslosen militärischen Kapitulation 
vom 8. Mai 1945 folgte am 5. Juni 1945 die in der »Berliner Erklärung« 
verkündete politische Kapitulation, mit der die alliierten Siegermächte 
die »oberste Regierungsgewalt« in Deutschland übernahmen. Deutsch­
land unterwarf sich darin allen Forderungen, die ihm jetzt oder später 
von den genannten Mächten auferlegt werden sollten. Gleichzeitig gin­
gen alle Befugnisse der deutschen Regierung, des Oberkommandos der 
Wehrmacht und der Regierungen, Verwaltungen oder Behörden der 
Länder, Städte und Gemeinden auf die Alliierten über.1

Damit war besiegelt, daß Deutschland ein über Jahre hinweg fremdbe­
stimmtes Land bleiben sollte, besetzt von den vier siegreichen alliierten 
Armeen, deren Oberbefehlshaber im Namen ihrer Regierungen die Ver­
antwortung übernahmen, und zwar jeder in seiner ihm zugeteilten Be­
satzungszone und alle gemeinsam in Angelegenheiten, die »Deutschland 
als Ganzes« betrafen.2

Seit dem erstmaligen Einmarsch amerikanischer Truppen nach 
Deutschland im September 1944 hatten sich die frühen Besatzungsziele 
der Vereinigten Staaten am Sicherheitsbedürfnis ihrer kämpfenden 
Truppe orientiert. Deutschland galt als besiegter Feindstaat und sollte 
auch entsprechend behandelt werden, um Widerstand und ein mögli­
ches Wiederaufflammen weiterer Kämpfe und nationalistischer Umtrie­
be schon im Keim zu ersticken. Nachkriegsdeutschland betreffende 
Besatzungsrichtlinien waren bereits ausgearbeitet und mußten nur 
noch aus der Schublade gezogen werden. Bis zu einer effizienten Ver­
waltung Deutschlands durch die Militärregierungen sollten jedoch 
noch Wochen ins Land ziehen, in denen die Besatzungsmächte damit 

1 Berliner Erklärung, Präamble Nr. 5, in: HOLBORN, American Military Government, 
S. 173.

2 Potsdamer Protokoll, HOLBORN, a. a. O., S. 197.



beschäftigt waren, die unmittelbarsten Auswirkungen des Krieges zu 
beseitigen. Das Chaos bestimmte die ersten Nachkriegswochen und 
ließ mittel- sowie langfristigen Besatzungszielen keinen Raum zur Ent­
faltung. Daß dieser Zustand jedoch nur eine vorübergehende Episode 
blieb, war trotz des Umstandes, daß sich die alliierten Expeditionstrup­
pen auf dem Gebiet des soeben erst niedergerungenen militärischen 
Feindes befanden und noch für geraume Zeit mit Abwehr- und Sabo­
tageaktionen von fanatischen Nationalsozialisten und Werwolforganisa­
tionen zu rechnen hatten, insbesondere den Anstrengungen der Besat­
zungsmächte zu verdanken. Diese gingen sofort nach Einstellung der 
Kampfhandlungen daran, das staatliche Leben in Deutschland — soweit 
dies bei der vorgefundenen Ausgangslage möglich war — fortzufuhren. 
Denn nur durch die Überwindung des Chaos konnte das Überleben 
des deutschen Volkes gewährleistet werden und man sich darüber hin­
aus berechtigte Hoffnungen auf die Verwirklichung eines der grundle­
genden alliierten Besatzungziele machen, für das die Vereinigten Staa­
ten einstmals in den Krieg eingetreten waren: Die Wiedererrichtung 
der rule of law in Deutschland.3 ‘

Diesem zentralen alliierten Anliegen ist die folgende Arbeit gewidmet, 
wobei jedoch bereits zu Beginn differenziert werden sollte. So möchte 
sich die Untersuchung nicht mit der Übersetzung der rule of law als 
»Rechtsstaat«4 zufrieden geben und analysiert demgemäß auch nicht die 
einzelnen Aspekte der Entwicklung der uns heute vertrauten deutschen 
Rechtsstaatlichkeit mit all ihren verschiedenen rechtsstaatlichen Facet­
ten. Im Mittelpunkt der Arbeit soll vielmehr die amerikanische Besat­
zungspolitik und das Besatzungshandeln selbst stehen. So wird insbeson­
dere versucht, eine Antwort auf die Frage zu geben, wie ernst es der 
amerikanischen Militärregierung mit ihrem Anspruch war, an der rule of 
law orientierte Richtlinien in der deutschen Gesellschaft zu verankern, 
und dabei auch das eigene Handeln, dem mit der Übernahme der ober­
sten Regierungsgewalt zunächst eine unbegrenzte militärische Macht­
fülle zugrundelag, der propagierten »Herrschaft des Rechts« zu unter­
werfen.

Zu diesem Zweck soll im ersten Abschnitt der Arbeit eine Begriffsbe­
stimmung des anglo-amerikanischen Rechtsbegriffs der rule of law und 
eine Annäherung an die besondere Bedeutung und den speziellen Um­
fang der Regel im besatzungsrechtlichen Kontext versucht werden. Da­

3 Loewenstein, Justice, in: Litchfield, Governing postwar Germany, S. 237; ders. Re­
construction of the Administration of Justice in American Occupied Germany, Harvard 
Law Review 61 (1947-48), S. 420.

4 Zur Analyse der unterschiedlichen Konzepte von rule of law und Rechtsstaat siehe 
Kapitel 1, L Fn. 4.



bei wird sich zeigen, wie sehr die rule of law als Symbol und wichtiger 
Bestandteil des amerikanischen Rechtsideals und Demokratieverständ­
nisses während der Besatzung Deutschlands die Arbeit der Militärregie­
rung prägte und sich auf das Verhältnis der Besatzungsmacht gegenüber 
den Deutschen auswirkte.5

Im Anschluß daran soll in den zwei folgenden Kapiteln mit der Dar­
stellung der Besatzungsdirektiven JCS 1067/6 und JCS 1779, die bis zum 
Inkrafttreten des Besatzungsstatuts im Sommer 1949 die amerikanische 
Deutschlandpolitik maßgeblich bestimmten, dem Rechtsgedanken der 
rule of law in der offiziellen amerikanischen Deutschlandpolitik nachge­
spürt werden. Von besonderem Interesse wird dabei das Spannungsver­
hältnis zwischen machtpolitischem Kalkül und den Vorgaben des Völ­
ker-, aber auch des inneramerikanischen nationalen Rechts sein, durch 
das die amerikanische Besatzungsplanung und das hiervon zu trennende 
amerikanische Besatzungshandeln, hin- und hergerissen wurden.6 Im 
Mittelpunkt dieser Betrachtung steht die Frage, inwieweit sich das ame­
rikanische Rechtsdenken vom Eintritt der Vereinigten Staaten in den 
Krieg 1941 bis hin zum Erlaß der Direktive JCS 1779 im Sommer 1947 
veränderte und welche höchst unterschiedlichen Faktoren militärischer, 
gesellschaftlicher, rechtspolitischer, aber auch wirtschaftlicher Natur sich 
hinter dieser Entwicklung verbargen.

Im einem vierten Teil wendet sich die Untersuchung den einzelnen 
amerikanischen und alliierten Besatzungszielen zu. Anknüpfend an den 
vorhergehenden Abschnitt sollen dabei Problemkreise angeschnitten und 
aufgearbeitet werden, die den Umgang der Besatzungsmacht mit dem 
geltenden Völkerrecht, aber auch mit den später von amerikanischer Sei­
te einseitig auferlegten Rechtsprinzipien — zu denen insbesondere die 
rule of law zu zählen ist — widerspiegeln. Neben den rechtsstaatlichen 
Fragen der Entnazifizierung, der Kriegsverbrecherfrage und der Zivilin­
ternierung stehen mit ausgewählten Aspekten der amerikanischen Ei­
gentumspolitik dabei diejenigen Aufgabenbereiche der amerikanischen 

5 Das amerikanische Rechts- und Demokratieverständnis läßt sich nur mit Blick auf sei­
ne historischen Wurzeln verstehen. Es ist bis in die heutige Zeit von einem starken Sen­
dungsbewußtsein geprägt, das sich daran ausrichtet, die eigenen (amerikanischen) Werte, 
Rechts- und Demokratievorstellungen in die Welt zu exportieren und insbesondere auf 
diejenigen Gebiete zu übertragen, die dem eigenen Machtbereich angehören. Da die ame­
rikanische Militärregierung nach Kriegsende die oberste Regierungsgewalt in ihrer Besat­
zungszone ausübte, schien es daher selbstverständlich, daß sie nichts unversucht lassen wür­
de, der Demokratisierung Deutschlands im westlichen Sinne Vorschub zu leisten.

6 Sehr deutlich läßt sich diese Problematik anhand der nach Kriegsende eintretenden 
heftigen Diskussion über die Rechtslage Deutschlands illustrieren. So hing von der Frage 
nach der Kontinuität des Deutschen Reiches maßgeblich der Grad und das Ausmaß der der 
amerikanischen Seite bei der Behandlung Deutschlands auferlegten (völker-)rechtlichen 
Restriktionen ab, wie sie zum Beispiel in der Haager Landkriegsordnung verankert waren.



Militärregierung im Mittelpunkt, die in ganz besonderem Maße Eingrif­
fe in die individuellen Persönlichkeitsrechte der betroffenen Deutschen 
erzeugten.7

In einem weiteren Abschnitt der Arbeit wird eine Disziplin in die Un­
tersuchung aufgenommen, die geradezu als »Rechtsstaatsbarometer« der 
amerikanischen Besatzung gelten, und die etwas plakativ mit »Admini­
stration of Justice« umschrieben werden kann. Hinter dieser Überschrift 
verbirgt sich ein ganzer Komplex von Fragen, der sich sowohl mit der 
Arbeit der amerikanischen Militärgerichte als auch mit dem Aufbau der 
deutschen Rechtspflege beschäftigt. Ziel dieses Teils der Untersuchung 
wird die Betonung der besonderen Bedeutung sein, die die anglo-ame- 
rikanische Lehre von der rule of law der Rolle der Gerichte beim Schutz 
des Individiums vor staatlicher Willkür beimißt.

Das die Arbeit abschließende Kapitel widmet sich der letzten Phase 
der amerikanischen Militärregierung in Deutschland. 1948 hatten sich 
die ideologischen Fronten im Herzen Europas derart verfestigt, daß die 
Weichenstellung zur Bildung einer westdeutschen Regierung als politi­
sche Notwendigkeit erschien. Mit dem Inkrafttreten des Besatzungssta­
tuts am 21.9. 1949 sollte die alliierte Militärregierung in Deutschland 
beendet und das deutsch-alliierte Verhältnis auf eine neue rechtliche 
Grundlage gestellt werden. Damit wurde ein Schritt vollzogen, der be­
reits formell eine beträchtliche Stärkung der rule of law in Deutschland 
darstellte.

Die Ausführungen konzentrieren sich an dieser Stelle auf zwei Aspek­
te, von denen der eine in den alliierten Verhandlungen zum Besatzungs­
statut eine Hauptrolle, der andere eine eher untergeordnete Rolle spiel­
te. Während es sich bei dem zuerst genannten Gesichtspunkt um die 
Aufnahme eines alliierten Schieds- und obersten Berufungsgerichts zur 
Schlichtung von Streitfragen bei der Auslegung des Besatzungsstatuts 
handelte, lag dem zweiten Aspekt der Schutz der allgemeinen Men­
schen- und Bürgerrechte in Deutschland zugrunde. Beide Punkte stellen 
wesenswichtige Bausteine der rule of law dar, deren Verankerung in ei­
nem Besatzungsstatut von der deutschen Seite heftig gefordert wurde. 
Während jedoch der Bürgerrechtsschutz in Deutschland seit 1945 in den 
alliierten Überlegungen eine wichtige Rolle spielte und in den Jahren 
1948 und 1949 unter anderem in den Bemühungen der American Civil 
Liberties Union zur Begründung einer deutschen Bürgerrechtsbewe­
gung gipfelte, stellte ein auch gegenüber den Besatzungsmächten mit 
Bindungswirkung rechtsprechendes Gericht ein Novum in der alliierten 

7 Wenn mit dieser Auswahl kein Anspruch auf Vollständigkeit verbunden sein kann, so 
versteht sich dies bei dem Ausmaß und der Komplexität der von der amerikanischen Mi­
litärregierung in Deutschland übernommenen Aufgabe beinahe von selbst.



Besatzung Deutschlands dar. Entsprechend heftig wurde diese Ein­
schränkung der alliierten Souveränität von den Besatzungsmächten dis­
kutiert.

Die vorliegende Arbeit hat sich neben der Behandlung der bereits ge­
nannten Themen das Ziel gesetzt, diejenigen Entwicklungsprozesse und 
rechtspolitischen Faktoren der amerikanischen Deutschlandpolitik her­
auszuarbeiten, die zu einer allmählichen Beschränkung der zunächst un­
begrenzten legislativen und exekutiven Machtfülle der amerikanischen 
Besatzer führten. Dieser Zeitpunkt schien mit Fertigstellung des Besat­
zungsstatuts greifbar nahe gerückt. Rechtsstaatliches Handeln gegenüber 
den deutschen Behörden und Bürgern war der Militärregierung inzwi­
schen zur Selbstverständlichkeit geworden. Wenig später wurde sie von 
einer zivilen Hohen Kommission für Deutschland abgelöst. Mit der Dar­
stellung dieser weitreichenden Entwicklungen schließt die vorliegende 
Untersuchung.

Dem Autor ging es mit seiner Arbeit nicht darum, die amerikanische 
Nachkriegspolitik in Deutschland an den Pranger zu stellen. Sie möchte 
vielmehr als Beitrag zur deutschen Rechtsgeschichte zwischen 1944 und 
1949 verstanden werden. Die Arbeit stützt sich in beinahe allen Teilen 
auf originäres Aktenmaterial, das in deutschen und vor allem auch in 
amerikanischen Archiven gesammelt werden konnte. Insbesondere in 
den Kapiteln zur Entwicklung der beiden Besatzungsdirektiven JCS 
1067/6 und JCS 1779, der Entnazifizierung, der Administration of Jus­
tice und des Besatzungsstatuts konnte auf amerikanische (Militär-) 
Regierungsquellen zurückgegriffen und damit die Diskussion in den 
amerikanischen Planungsstäben in Berlin und Washington in den Mittel­
punkt gestellt werden.

Bei aller Kritik, die der amerikanischen Besatzungspolitik nach 1944 
im Verlauf der folgenden Ausführungen entgegengehalten werden wird, 
sollten niemals die vom nationalsozialistischen Deutschland nach innen 
und außen getragenen Schrecken und Unmenschlichkeiten vergessen 
werden, zu denen auch die Pläne deutscher Politiker und Militärs gehör­
ten, ganze Völker nach Kriegsende zu Sklavenarbeiten heranzuziehen. 
Amerikanische Planungen, die zeitweise in ähnliche Richtungen zu ge­
hen drohten, können damit zwar nicht gerechtfertigt,  jedoch weitgehend 
relativiert werden.

Unrühmliche Aktualität bekommt die Arbeit, über fünfzig Jahre nach 
Kriegsende, durch in der jüngeren Vergangenheit vielfach auftretende 
Krisenherde, namentlich im Osten Europas, wo aufflammender Nationa­
lismus täglich zu bereits überwunden geglaubter Not führt. Unter der­
artigen Umständen müssen die Regeln des völkerrechtlichen Kriegs- 
und Besatzungsrechts erneut an Bedeutung gewinnen. Eine internatio­



nal Gültigkeit beanspruchende rule of law könnte völkerübergreifende 
Rechtsregeln bereitstellen und einen kleinen Beitrag dazu leisten, in 
Krisengebieten zumindest ein Minimum an Gerechtigkeit, Rechts­
sicherheit und Humanität aufrecht zu erhalten.



Kapitel 1

Die Rule of Law als Gesellschaftsmodell

I. Begriff und Bedeutung der Rule of Law - 
Versuch einer Annäherung

Das Ende des Zweiten Weltkriegs sah auch das Ende zweier Regime, die 
sich angeschickt hatten, ihre auf Willkürherrschaft und (Militär-)Dik­
tatur begründeten Staatsvorstellungen mit gewaltsamen Mitteln über 
einen großen Teil der Erdkugel auszubreiten. Die Menschenrechts­
verletzungen und Kriegsverbrechen Deutschlands und Japans sind so 
gravierend, daß sie heute ebensowenig wie kurz nach 1945 zu begreifen 
sind und auch zukünftige Generationen zur Achtung allgemeiner sitt­
lich-moralischer Grundwerte sowie menschen- und bürgerrechtlicher 
Freiheiten mahnen sollten.

Schon 1943 hatte Ernst Fraenkel den Krieg zwischen den Achsen­
mächten und den Alliierten als einen Bürgerkrieg um die Anerkennung 
der Bindung jedes Mitglieds der internationalen Völkergemeinschaft an 
ein Minimum rechtlicher Pflichten bezeichnet.1 Fraenkels These war, 
daß ein Land, das für sich die Bindung an die rule of law nicht anerken­
ne, auch nicht zur Einhaltung des Völkerrechts im zwischenstaatlichen 
Verkehr fähig sei und daher auf Dauer nicht in Frieden mit den Völkern 
leben könne, die sich der Einhaltung dieser Rechte verschrieben hätten. 
Unter diesem Blickwinkel erscheint der Zweite Weltkrieg als eine ideo­
logische Auseinandersetzung zwischen der Diktatur und der rule of law, 
als ein Existenzkampf zweier sich diametral gegenüberstehender Weltan­
schauungen.2

Was ist nun aber unter diesem schon mehrfach erwähnten Begriff der 
»rule of law«3 zu verstehen? Für den deutschen Juristen liegt es nahe, den 
Begriff mit dem, den deutschen Rechtskreis maßgeblich prägenden In­
stitut des »Rechtsstaats« gleichzusetzen. Ganz Unrecht hätte er damit si­

1 Fraenkel, Rule of law in einer sich wandelnden Zeit, in: Esche/Grube (Hrsg.), Re­
formismus und Pluralismus, S. 258.

2 Nicht vergessen werden darf in diesem Zusammenhang natürlich die Rolle der zwar 
auf alliierter Seite kämpfenden, jedoch ihre eigenen, leninistisch-marxistischen Gesell­
schaftsideale vertretenden Sowjetunion. Ein Ausbrechen des zwischen den West-Alliierten 
und der Sowjetunion existierenden Konfliktpotentials konnte jedoch bis nach Kriegsende 
hinausgeschoben werden.



cherlich nicht, jedoch würde er mit dieser Verkürzung der langen und ei­
genständigen Entwicklung der rule of law im anglo-amerikanischen 
Rechtskreis nur eingeschränkt gerecht werden.3 4

Die rule of law kann auf eine beeindruckende anglo-amerikanische 
Verfassungstradition zurückblicken. Sie wird neben dem Geschworenen­
gericht und der Rechtsprechung nach Präjudizien als eine der tragenden 
Säulen des amerikanischen Rechtslebens bezeichnet,5 ohne daß jedoch 

3 Im Amerikanischen auch als »supremacy of law«, »government under law« oder »gov­
ernment of laws and not of men« bekannt; vgl. Fraenkel, Rule of Law in einer sich wan­
delnden Zeit, S. 265 und Jones, The Rule of Law and the Welfare State, Columbia Law 
Review 1958, S. 144.

4 Das Konzept der rule of law - entstanden als Gegensatz zu dem der rule of men - be­
sitzt gegenüber dem deutschen Modell des Rechtsstaats die tieferen historischen Wurzeln. 
Während sich der Rechtsstaatsgedanke im Sinne der rule oflaw bereits bei Platon und Ari­
stoteles nachweisen läßt (siehe Fn. 29), finden sich die Ansätze des Rechtsstaats im aufge­
klärten Absolutismus Friedrichs II. Als Abgrenzung des liberalen Bürgertums zum absoluti­
stischen Polizeistaat hat sich der Begriff des Rechtsstaats erst zu Beginn des 19. Jahrhun­
derts entwickelt. Aus dieser Entstehungsgeschichte heraus lassen sich die zwischen den bei­
den Ausformungen des Rechtsstaatsgedankens bestehenden Gemeinsamkeiten und Unter­
schiede erklären.Während sich die rule oflaw in der Rechtsidee verkörpert und in ihrem 
konservativen Wesen - welches das staatliche Handeln an bestimmte Normen bindet, um 
damit die Rechte und Freiheiten der Staatsbürger zu schützen - rechts«bewahrend« ausge­
richtet ist, stellt sich die deutsche Form des Rechtsstaats aufgrund seiner Entwicklung 
komplexer dar. In stärkerem Maße verbindet sich hier die Rechts- mit der auf die Hegel­
sehe Geschichts- und Rechtsphilosophie zurückgehende Staatsidee. Entstanden als formel­
ler Rechtsstaat konservativer Prägung, zur Absicherung der wirtschaftlichen Errungen­
schaften des liberalen Bürgertums, standen die Anerkennung und der Schutz unveräußerli­
cher Grund- und Menschenrechte hier erst an zweiter Stelle (materieller Rechtsstaat Wei­
mars). Bis zur Garantie eines menschenwürdigen Existenzminimums in der Form des so­
zialen Rechtsstaats bedurfte es gar, wenn man von Artikel 151 der Weimarer Reichsverfas­
sung einmal absieht, einer Neuorientierung des deutschen Verfassungsaufbaus nach dem 
zweiten Weltkrieg. Gleichzeitig zeigt sich in der Entwicklung des Rechtsstaats jedoch ein 
fortschrittsorientierter Aspekt, welcher der rule oflaw fremd ist. Zwar werden mit Rechts­
staat und rule oflaw grundsätzlich dieselben Grundaussagen verbunden,jedoch stimmen 
die beiden Begriffe in ihren Einzelerscheinungen nicht immer überein. Dies ist nicht zu­
letzt auf ein zum Teil überkommenes amerikanisches Verfassungsverständnis zurückzu­
führen, das darauf bedacht ist, jede Art staatlicher Betätigung so weit wie möglich vom ge­
sellschaftlichen Leben fernzuhalten. Für die vorliegende Arbeit müssen die Unterschiede 
der verschiedenen Konzepte jedoch nicht in den Einzelheiten beschrieben werden. Hierzu 
wäre zunächst eine umfassende Darstellung des deutschen Rechtsstaats vonnöten, die an 
dieser Stelle nicht möglich und darüber hinaus auch nicht erforderlich erscheint.Vielmehr 
erlaubt es der Forschungsgegenstand der Untersuchung auf den Wesenskern der Rechts­
staatlichkeit abzustellen, der darin besteht, willkürliches Handeln des Staates zum Nachteil 
seiner Bürger durch die Bindung an Normen und Institutionen zu verhindern.Vgl. hierzu 
auch unten IIL Siehe zu den zwei unterschiedlichen Konzepten Fraenkel, Das amerika­
nische Regierungssystem, S. 196-200; zum deutschen Rechtsstaatsprinzip, Kunig, Das 
Rechtsstaatsprinzip, Tübingen 1986; Karpen, Die geschichtliche Entwicklung des libera­
len Rechtsstaates, Mainz 1985 und HOEGNER, Wesen und Entwicklung des Rechtsstaates, 
Paderborn 1967.

5 FRIEDRICH, Militärregierung und Demokratisierung (1948), in: DERS., Zur Theorie 
und Politik der Verfassungsordnung (1963), S. 148.



jemals umfassende Klarheit über ihren Sinngehalt bestanden hätte.6 So 
gilt die Regel als Ausdruck liberaler und demokratischer Prinzipien,7 als 
ein politischer und philosophischer Idealzustand und damit geradezu als 
der Idealtypus eines menschlichen Gemeinwesens.

Es ist nicht einfach, über diese vagen Beschreibungen hinwegzukom­
men. Dies liegt jedoch im Wesen der rule of law, die sich als rechtlich­
philosophisches Ordnungsprinzip im Lauf ihre Entwicklung ständig ver­
ändernden Umweltbedürfnissen anzupassen hatte und auch weiterhin 
einem kontinuierlichen Wandel unterliegt.

Ausführungen in der amerikanischen Fachliteratur erleichtern das Ver­
ständnis nicht. Hier wird das Wissen über die Bedeutung der rule oflaw 
in der Regel vorausgesetzt und nur noch pathetisch deren Vorzüge 
gerühmt. Michael Oakshott brachte 1983 die mit dem Institut verbun­
denen Erwartungen und deren Mehrschichtigkeit glänzend zum Aus­
druck, indem er die Regel zunächst nüchtern als »ambiguous and ob- 
scure« beschrieb,8 um sie jedoch nur wenig später als das überzeugendste 
Gesellschafts- und Staatsmodell zu preisen:

»The rule oflaw bakes no bread, it is unable to distribute loaves or fishes (. . .) and it 
can not protect itself against external assault, but it remains the most civilized and least 
burdensome conception of a state yet to be devised (. . .) And we owe it (. . .) to the 
two people who, above all others, have shown a genius for ruling: the Romans and the 
Normans.«9

Ähnlich der Diskussion über die Tragweite des »due process oflaw«,10 
gibt es auch bei der Konkretisierung der rule of law nur wenige Über­
einstimmungen.11 Es besteht allerdings ein Grundkonsens darüber, daß 
die rule of law die Funktion besitze, den Einzelnen gegenüber einer 
übermächtigen Staatstätigkeit zu schützen.12 So wird das bestehende po­
sitive, aber auch überpositive Gesetzesrecht bis zu einem gewissen, näher 
zu bestimmenden Grad als eine abschließende Einheit aufgefaßt, die auf 
jeden gesetzten Regierungsakt anwendbar bleibt und damit gewährlei­
sten soll, daß niemand der willkürlichen und unterdrückenden Macht­

6 Joiner, Vorwort zu Post-war Thinking about the Rule of Law, Papers delivered by 
members of the University of Michigan Law School Faculty during the Summer Session 
for Lawyers held at the W.W. Cook Quadrangle, June 1960, reprinted in Michigan Law Re- 
view,Vol. 59, S. 485 f.

7 Jennings,The Law and the Constitution, S. 48.
8 Oakshott,The Rule of Law, in: DERS., On History and other Essays, S. 119.
9 Oakshott, a.a.O., S. 164.
10 Hierzu unten II.
11 Vergleiche hierzu die unterschiedlichen Konzeptionen führender Juristen während 

einer Konferenz in Harvard 1955 mit dem Titel »Government under Law«, wiedergegeben 
in dem von Arthur Sutherland 1956 herausgegebenen gleichlautenden Buch.

12 Jones,The Rule of Law and the Welfare State, S. 143; Fraenkel, Military Occupa- 
tion and the Rule of Law, X.



ausübung eines anderen, und hier vornehmlich des Staates, ausgeliefert 
wird.13 Diese Kernaussage kann die rule oflaw in ihrer komplizierten 
Gesamtstruktur jedoch auch nur unvollkommen wiedergeben. Die volle 
Bedeutung und tiefe Verankerung der Regel im anglo-amerikanischen 
Rechtskreis läßt sich nur anhand ihrer wechselvollen historischen Ent­
wicklung erschließen.

Da im Rahmen dieser Arbeit die amerikanische Besatzungspolitik von 
1944 bis 1949 im Vordergrund stehen soll, ist es das amerikanische rule 
oflaw-Verständnis jenes Zeitraums, das den folgenden Ausführungen zu­
grunde gelegt wird. Spätere Veröffentlichungen zur rule oflaw können 
nur insoweit Berücksichtigung finden, wie sie zum Verständnis des Prin­
zips im Untersuchungszeitraum beitragen.14

1. Die Rule of law in historischer Perspektive

Die rule oflaw als eine der Grundprinzipien der englischen und ameri­
kanischen Verfassungstradition wird allgemein auf die Magna Charta 
zurückgefuhrt,15 die lange Zeit in Vergessenheit geraten war, jedoch auf­
grund des Verfassungskonflikts zwischen der Krone und dem englischen 
Parlament im 17.Jahrhundert wieder in den Mittelpunkt der politischen 
Diskussion gerückt wurde.16

a. Der Konflikt der Krone mit dem englischen Parlament

Das Verhältnis zwischen Krone und Parlament war nach dem Tode Elisa­
beths I. (1603) aufgrund der absolutistischen Anschauungen des Stuart 
Königs Jakob I. und der Tatsache, daß der von ihm vom Zaun gebroche­
ne Verfassungsstreit auf die kirchlichen Verhältnisse Übergriff, äußerst ge­

13 Pennock, Administration and the Rule of Law, S. 9; Jennings, Das britische Regie­
rungssystem, Quellenbuch, S. 19.

14 Es ist auffallend, daß sich Rechtsprechung und Literatur während und unmittelbar 
nach Beendigung des zweiten Weltkriegs nicht sonderlich für die rule oflaw zu interessie­
ren schienen. In der staatsrechtlichen und politischen Diskussion jener Zeit gewann dem­
gegenüber das Demokratie- und Gleichheitsgebot an Bedeutung. Erst seit Anfang der 
sechziger Jahre ist ein wiedererwachtes Interesse der amerikanischen Rechtswissenschaft 
am Konzept der rule oflaw festzustellen. Dieses konzentriert sich jedoch insbesonders auf 
die rechtsphilosophischen Aspekte der Regel. Zu nennen sind hier vor allem die Arbeiten 
von HAYEK, Constitution of Liberty, London 1960; Füller, The Morality of Law, London 
1965; Lucas, The Principles of Politics, Oxford 1966; Rawls, A Theory of Justice, Cam­
bridge 1971; Finnis, Natural Law and Natural Rights, Oxford 1980; OEKSHOTT:The Rule 
of Law, in: DERS., On History and other Essays und der von HUTCHINSON und MONAHAN 
herausgegebene Band über die rule oflaw: Ideal or Ideology?,Toronto 1987.

15 Jennings, Das britische Regierungssystem, Quellenbuch, S. 21.
16 Fraenkel, Rule of Law in einer sich wandelnden Zeit, S. 258.


